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Der Einsatz von Videodrohnen 
durch Sicherheitsbehörden – 
eine rechtliche Betrachtung
Von Dr. Ulrich Dieckert, Rechtsanwalt in Berlin

Der Einsatz unbemannter Fluggeräte – im allge-
meinen Sprachgebrauch als Drohnen bezeichnet 
– rückt immer mehr ins öffentliche Bewusstsein. 
Der Berliner Rechtsanwalt Dr. Ulrich Dieckert von 
der Kanzlei WRD erklärt in seinem Aufsatz die 
rechtlichen Rahmenbedingungen, die bei der 
 Nutzung von Drohnen zu beachten sind.

 < Einführung

Wurden mit dem Begriff Droh-
nen bisher ferngesteuerte Waf-
fensysteme assoziiert, so ist 
der breiten Öffentlichkeit spä-

testens seit dem Zwischenfall 
während des Fußballspiels zwi-
schen Albanien und Serbien be-
kannt, dass solche Geräte auch 
zu anderen Zwecken eingesetzt 
werden können.1 Kurz nach die-
sem Vorfall war der Presse zu 
entnehmen, dass Kernkraft-
werke in Frankreich mehrfach 
von Aktivisten mit Drohnen 
über- beziehungsweise ange-
flogen worden sind.2 Auch über 
Paris sind derartige Flugobjekte 
jüngst gesichtet worden. 
Schließlich dürfte die Begeben-
heit aus dem Bundestagswahl-
kampf 2013 noch in Erinnerung 
sein, als bei einer Kundgebung 
der CDU eine Drohne nur weni-
ge Meter vor dem Podium nie-
derging, das unter anderem 
mit der Bundeskanzlerin Mer-
kel und dem Innenminister de 
Maizière besetzt war.3

Von diesen Nachrichten beina-
he verdrängt wird die Tatsache, 
dass diese Flugsysteme bereits 
seit Jahren weltweit in durch-
aus nützlichen Missionen ein-
gesetzt werden. So gehört es 
mittler weile fast zum Stan-
dard, dass sogenannte UAS 
(Unmanned Aerial Systems) 
oder RPAS (Remo tely Piloted 
Aerial Systems) im gewerbli-

1 Vgl. Artikel in SPIEGEL ONLINE vom 15. Ok-
tober 2014: „Serbien gegen Albanien: 
EM-Quali nach Schlägerei wegen Flaggen-
drohne abgebrochen“

2 Vgl. Artikel in SPIEGEL ONLINE vom 30. Ok-
tober 2014: „Unbekannte Drohnen über-
fliegen sieben AKW“

3 Vgl. Artikel in SPIEGEL ONLINE vom 
15. September 2013: „Auftritt in Dresden: 
Foto-Drohne stört Merkels Wahlkampf“
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chen Einsatz Schornsteine, 
Pipelines, Hochspannungslei-
tungen oder Photovoltaikanla-
gen zum Zwecke der Schadens-
aufklärung überfliegen, dass 
sie in der Landwirtschaft zur 
Bestimmung des richtigen Ern-
tezeitpunktes, aber auch zum 
Auffinden von Tieren in abzu-
mähenden Feldern eingesetzt 
werden, dass sich die Wissen-
schaft dieser Ge räte zur nähe-
ren Erforschung von Fauna und 
Flora beziehungsweise des Kli-
mawandels bedient und dass 
– last, but not least – auch die 
Filmbranche die ungewöhnli-
chen Perspektiven dieser flie-
genden Kameras für sich nutzt. 

Auch die Sicherheitsbehörden 
setzen ihre Aufklärungsdroh-
nen (sogenannte Quadrocopter 
oder Fan copter) bereits seit ei-
nigen Jahren zur Aufklärung 
und Dokumentation von Tat-
orten, zur Über wachung sen-
sibler Objekte (Gefängnisse, 
militärische Einrichtungen, 
Bahnanlagen et cetera) sowie 
zur Beobachtung von An-
sammlungen (zum Beispiel von 
Hooligans bei Fußballspielen) 
oder Versamm lungen ein, wo-
bei sich in Bezug auf Letzteres 
aufgrund der damit verbunde-
nen Einschüchterung immer 
mehr Protest regt. Schließlich 
machen auch Privatleute ver-
mehrt von diesem faszinieren-
den „Spielzeug“ Gebrauch, in 
der Regel zur eigenen Freizeit-
gestaltung, immer häufiger 
aber auch zum neugierigen 
Blick in „Nachbars Garten“. 

Böse hätte es auch für einen 
Autofahrer in Bochum ausge-
hen können: Auf einer Abfahrt 
der Autobahn 40 prallte eine 
tieffliegende Drohne frontal 
gegen seine Windschutzschei-
be. Die Polizei ermittelt nun 
wegen gefährlichen Eingriffs in 
den Straßenverkehr. Der Besit-
zer der Drohne blieb unbe-
kannt – ein Fall von „Drohnen-
flucht“4. Auch in Bremen geriet 
letztes Jahr ein Drohnenflug 
außer Kontrolle: Das Gerät 
schepperte mit voller Wucht 

4 heise online News 6. Juni 2015 KW 23

auf ein Autodach5. Beim ADAC 
sieht man eine steigende Kolli-
sionsgefahr, die im schlimms-
ten Fall sogar zum Absturz ei-
nes Rettungshubschraubers 
führen könne. Der ADAC 
spricht sich deshalb dafür aus, 
die Fluggeräte verpflichtend 
mit einem Antikollisionslicht 
auszustatten. Der Abschluss 
von gesonderten Haftpflicht-
versicherungen ist bereits vor-
geschrieben, sowohl bei ge-
werblicher als auch bei privater 
Nutzung. Denn die normale 
Haftpflicht deckt derartige 
 Risiken nicht ab6. 

Das alles wirft natürlich Fragen 
nach den rechtlichen Rahmen-
bedingungen auf. Denn das 
unbe schränkte Überfliegen 
von Grundstücken kann für de-
ren Bewohner zu erheblichen 
Beeinträchti gungen der per-
sönlichen Lebenssphäre füh-
ren. Werden dabei Bild- und/
oder Videodaten erhoben, 
stellt sich die Frage des Daten-
schutzes beziehungsweise des 
Rechtes am eigenen Bild. Bei 
der Beobachtung von Mitarbei-
tern auf Betriebsgeländen kön-
nen arbeitsrechtliche Mitbe-

5 heise online
6 Drohnen-Forum.de

stimmungs rechte berührt sein. 
Der offensive Einsatz durch die 
Polizei kann schließlich Grund-
rechte der Betroffenen ein-
schränken, wie zum Beispiel 
die Versammlungsfreiheit (Art. 
8 GG), die Unverletzlichkeit der 
Wohnung (Art. 13 GG) und na-
türlich die Freiheits- und Per-
sönlichkeitsrechte (Art. 1 und 
2 GG). 

Der nachfolgende Beitrag kon-
zentriert sich auf den Einsatz 
von „Videodrohnen“ durch Po-
lizei- und Ordnungsbehörden 
und die hierfür einschlägigen 
Rechtsgrundlagen. Zuvor sol-
len jedoch die luftfahrtrecht-
lichen Voraussetzungen und 
Beschränkungen derartiger 
Einsätze erörtert werden.

 < Voraussetzungen nach 
LuftVG und LuftVO

Soweit eine Drohne von ge-
werblichen Nutzern eingesetzt 
wird, ist deren Flugbetrieb in 
Deutschland grundsätzlich er-
laubnispflichtig. Dies ergibt 
sich aus dem im Jahre 2012 
novel lierten § 16 Abs. 1 Nr. 7 
Luftverkehrs-Ordnung (Luft-
VO), wonach der Aufstieg von 
„unbe mannten Luftfahrtsyste-

men“ der Erlaubnis der zustän-
digen Luftfahrtbehörden be-
darf7. Das Luftverkehrsgesetz 
versteht darunter „unbemann-
te Fluggeräte einschließlich ih-
rer Kontroll station, die nicht zu 
Zwecken des Sports oder der 
Freizeitgestaltung betrieben 
werden“ (vgl. die Definition in 
§ 1 Abs. 2 Nr. 11 Satz 3 LuftVG)8. 
Entscheidend ist, dass die soge-
nannte UAS-Drohne nicht das 
Fliegen zum Hauptzweck hat, 
sondern als „Werkzeug“ für das 
Erreichen eines anderen Haupt-
zwecks (zum Beispiel Erstellung 
von Luftbildern) genutzt wird. 
Ein unbemanntes Luftfahrtge-
rät, das das Fliegen zum Haupt-
zweck hat und daher zu Sport- 
und Freizeitzwecken betrieben 
wird, gilt als Flugmodell9.

Die Abgrenzung zu erlaubnis-
freien Flugmodellen erfolgt 
also nach der Art der Nutzung. 
Nur wenn privat eingesetzte 
Drohnen mehr als fünf Kilo-
gramm wiegen, bedarf deren 
Aufstieg ebenfalls einer geson-
derten Erlaubnis (vgl. § 16 
Abs. 1 Nr. 1 LuftVO).

Zuständig für die Erteilung der 
Erlaubnisse (Einzel- und All-
gemeinerlaubnisse) sind die 
Luft fahrtbehörden der Bun-
desländer, welche dies in Auf-
tragsverwaltung für den Bund 
durchführen (vgl. § 31 Abs. 2 
Nr. 16 f LuftVG). Die Erlaubnis 
wird nach § 16 Abs. 4 LuftVO 
erteilt, „wenn die beabsichtig-
ten Nutzungen nicht zu einer 
Gefahr für die Sicherheit des 
Luftverkehrs oder die öffentli-
che Sicherheit und Ordnung 
führen können“. Gemäß § 15 a 
Abs. 3 Nr. 1 LuftVO ist der Be-
trieb derartiger Systeme au-

7 Ein Flugzeug der Lufthansa ist in Warschau 
beinahe mit einer Drohne zusammenge-
stoßen. Der Pilot habe das Flugobjekt kurz 
vor der Landung in nur rund 100 Metern 
Entfernung gesichtet, sagte ein Flughafen-
sprecher. Der aus München kommende Pas-
sagierjet vom Typ Embraer 195 sei sicher 
gelandet. Den 108 Passagieren und 5 Crew-
mitgliedern an Bord sei nichts zugestoßen. 
(Quelle: FOCUS Online vom 21. Juli 2015)

8 Zu den luftverkehrsrechtlichen An-
forderungen vgl. auch die Gemeinsamen 
Grundsätze des Bundes und der Länder für 
die Erteilung der Erlaubnis zum Aufstieg 
von unbemannten Luftfahrtsystemen 
gemäß § 16 Abs. 1 Nr. 7 Luftverkehrs-Ord-
nung 

9 Siehe auch www.lbm.rlp.de/aufgaben/
luftverkehr/drohnen-uas/

EU will mit Drohnen Fahrzeuge stoppen
Die EU fördert ein neues Forschungsprojekt, das es ermöglichen soll, mit 
Drohnen Fahrzeuge zu stoppen. Ziel des Forschungsprojekts mit dem Na-
men AEROCEPTOR ist, Drohnen mit Systemen auszustatten, durch die 
Fahrzeuge gestoppt werden können. Die Sicherheitsbehörden sollen 
„nichtkooperative Fahrzeuge“ auf dem Land und auf dem Wasser aus der 
Ferne und sicher steuern und anhalten können. Die Drohnen sollen mit 
„verschiedenen Systemen“ ausgestattet werden, um auf Fahrzeuge und 
Boote einwirken zu können. Begründet wird das Projekt damit, dass or-
ganisiertes Verbrechen vor allem Fahrzeuge und Boote als Mittel zum 
Schmuggeln von Personen und Drogen verwendet. Die Kontrolle der 
Fahrzeuge sei aufwendig, oft nicht erfolgreich und mitunter gefährlich 
für die Insassen und die Polizisten. Die Sicherheitsbehörden würden des-
wegen „neue Kontroll- und Stoppmöglichkeiten für verdächtige Fahrzeu-
ge“ wünschen, die möglichst risikofrei für alle Beteiligten sind, möglichst 
wenig gut ausgebildetes Personal benötigen und natürlich kostengünstig 
sind. Das Projekt weist aber vor allem darauf hin, dass Drohnen auch im 
Inland nicht nur zur Überwachung, sondern auch mit (nicht tödlichen) 
Waffen zum Eingreifen dienen sollen. Die geringe finanzielle Ausstattung 
des Forschungsprojekts wird möglich, weil weitgehend schon vorhande-
ne Technik benutzt werden soll. Noch gibt es aber keine Regelungen für 
die allgemeine Zulassung von Drohnen im europäischen Luftraum. Bis-
lang werden nur national Sondergenehmigungen erteilt. Überlegt wird, 
Fahrzeuge mit Leuchtraketen oder Blendschockgranaten zu stoppen. Das 
Unternehmen Etienne Lacroix aus Frankreich ist zum Beispiel spezialisiert 
auf Pyrotechnik. Zu bedenken wäre jedoch, dass dies die Insassen des 
Fahrzeugs und andere Verkehrsteilnehmer gefährden könnte.
 Jürgen Roos, Redaktion Fachteil   
 Quelle: heise online, News 2013 KW 6
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ßerhalb der Sichtweite des 
Steuerers nicht erlaubnisfähig. 

Nicht erlaubnisfähig ist des 
Weiteren der Einsatz von Gerä-
ten, deren Gesamtmasse mehr 
als 25 Kilogramm beträgt (vgl. 
§ 15 a Abs. 3 Nr. 2 LuftVO). 
Nach jetziger Rechtslage wäre 
also die vieldiskutierte Absicht 
von Amazon, Kundenausliefe-
rungen künftig per Drohne zu-
zustellen, in Deutschland ver-
boten10. 

Es läuft allerdings derzeit ein 
Forschungsprojekt der Deut-
schen Post, in dessen Rahmen 
die In selapotheke auf der 
Nordseeinsel Juist mit Paket-
drohnen von DHL mit Medi-
kamenten vom Festland aus 
versorgt wird. Dabei muss al-
lerdings jeder Einsatz bei der 
örtlichen Flugsicherung ange-
zeigt werden11.

In Stadtstaaten wie Berlin mit 
besonders kontrolliertem Luft-
raum (zum Beispiel über dem 
Regierungs viertel) werden All-
gemeinerlaubnisse weder er-
teilt noch anerkannt. Außer-
dem ist für jeden Aufstieg bei 
der zuständigen Flugverkehrs-
kontrollstelle eine zusätzliche 
Flugverkehrskontroll freigabe 
einzuholen (vgl. § 16 a Abs. 1 
Nr. 5 LuftVO). Dies gilt auch für 
Drohnenflüge der Ber liner Poli-
zei, welche ansonsten – wie 
alle Landespolizeibehörden so-
wie die Bundeswehr – kei ner 
Aufstiegserlaubnis nach § 16 
LuftVO bedarf. Letzteres ergibt 
sich aus § 30 Abs. 1 und 1 a des 
LuftVG, wonach diese Sicher-
heitskräfte von bestimmten 
Vorgaben des Luftverkehrs-
rechtes befreit sind, „soweit 
dies zur Erfüllung ihrer Aufga-
ben unter Berücksichtigung 
der öffentlichen Sicherheit 
oder Ordnung erforderlich ist“. 

Andere Einrichtungen hinge-
gen wie die Feuerwehr, das 

10 Amazon hat diesbezüglich in den USA eine 
Testlizenz beantragt, vgl. Artikel in der FAZ 
Wirtschaft – FAZ.NET – vom 2. September 
2014

11 Vgl. Artikel in FOCUS Online vom 18. No-
vember 2014: „DHL zufrieden mit Paket-
drohnen-Flügen nach Juist“

Technische Hilfswerk oder 
Verkehrsbe hörden genießen 
dieses Privileg nicht und müs-
sen entweder bei der Polizei 
Amtshilfe einfor dern oder für 
eigene Fluggeräte Allgemein- 
beziehungsweise Einzelerlaub-
nisse einholen.

 < Einsatzbereiche für 
 Sicherheitsbehörden

Nicht ohne Grund haben die 
Polizei- und Ordnungsbehör-
den Videodrohnen längst als 
taugli ches Einsatzmittel für 
sich entdeckt. Denn diese flie-
genden Aufklärungsgeräte sind 
wesentlich flexibler einsetzbar 
als Polizeihubschrauber und 
bleiben im Gegensatz zu diesen 
häufig unent deckt. Aus diesem 
Grund werden Videodrohnen 
bereits seit einigen Jahren von 
der Bundespoli zei eingesetzt, 
die damit das Grenzgebiet 
überwacht oder Gleisanlagen 
sichert. Auch mehrere Bundes-
länder haben in den vergange-
nen Jahren Drohnensysteme 
angeschafft und setzen diese 
Geräte für unterschiedliche 
Zwecke ein12. So filmt das „flie-
gende Auge“ der Berliner Poli-
zei Staus, Tatorte oder Umwelt-
delikte. Den am Boden tätigen 
Ermittlern kann die Drohne ei-
nen besseren Überblick über 
einen Tatort liefern. 

Gleiches gilt, wenn auf unzu-
gänglichem Gelände große 
Mengen an Müll entsorgt 
 wurden oder wenn die Polizei 
Fluchtwege dokumentieren 
oder Großeinsätze planen will13. 
Die Polizei in Hessen arbeitet 
seit 2009 mit einer Drohne, um 
beispielsweise Betäubungsmit-
telplantagen auf zuspüren14. Die 
niedersächsische Polizei hat ihre 
Drohnen zur Überwachung von 
Demonstratio nen eingesetzt, 
wie vor einigen Jahren bei den 
heftig umstrittenen Castor-
transporten. Die sächsische 

12 Siehe hierzu den Beitrag von Jeannette 
Seifert, „Das fliegende Auge des Staates“ 
vom 19. Oktober 2012, www.deutschland-
funk.de

13 Siehe hierzu Aufsatz von Ulla Reinhard, 
„Fliegendes Auge der Berliner Polizei filmt 
Tatort und Unfälle“, Beitrag in der Berliner 
Morgenpost vom 4. September 2014, 
www.morgenpost.de

14 Ebenda

 Polizei setzt ihre Drohnen unter 
anderem zur Überwachung von 
Hooligans bei Fußballspielen 
ein15.

Wie bereits erwähnt, bedarf 
der Einsatz von UAV durch Poli-
zeibehörden keiner luftver-
kehrsrechtlichen Erlaubnis, so-
weit dieser „zur Erfüllung ihrer 
Aufgaben unter Berücksichti-
gung der öffentlichen Sicher-
heit und Ordnung erforderlich 
ist“ (vgl. § 30 Abs. 1 a LuftVG). 
Das heißt jedoch nicht, dass der 
Betrieb von Überwachungs-
drohnen uneingeschränkt zu-
lässig ist. Immer dann, wenn 
durch Videodrohnen auch Film- 
beziehungsweise Fotoaufnah-
men gefertigt werden, greifen 
die einschlägigen Vorschriften 
aus den Datenschutz- bezie-
hungsweise Polizeigesetzen. 
Beim repressiven Ein satz hat 
die Polizei darüber hinaus die 
Regelungen in der Strafprozess-
ordnung zu beachten. Denn der 
Einsatz von Polizeidrohnen 
greift regelmäßig in Grundrech-
te der Bürger ein und be darf da-
her nicht nur einer gesetzlichen 
Legitima tion, sondern muss da-
rüber  hinaus auch dem Verhält-
nismäßigkeitsprinzip genügen. 
Neben dem allgemeinen Per-
sönlichkeitsrecht und dem 
 daraus abgeleiteten Recht auf 
informationelle Selbstbestim-
mung aus den Artikeln 1 und 2 
Grundgesetz können durch die 
luftgestützte Videoüberwa-
chung auch die Versammlungs-
freiheit (Art. 8 Abs. 1 GG) und 
die Meinungsfreiheit (Art. 5 
Abs. 1 GG) betroffen sein. Wer-
den Videoaufnahmen im priva-
ten Wohnumfeld gefertigt, ist 
darüber hinaus Art. 13 Abs. 1 
GG zu beachten16.

Nachfolgend sollen einige Be-
reiche vorgestellt werden, in 
denen Videodrohnen von der 
Polizei eingesetzt werden. Da-
bei soll zwischen dem Einsatz 
aus präventiven Zwecken und 
dem Einsatz zum Zweck der 

15 Siehe Beitrag Seifert, Deutschlandfunk
16 Siehe hierzu den Aufsatz von Christoph Gusy, 

„Aufklärungsdrohnen im Polizei einsatz. 
Grundgesetzliche Vorgaben und Grenzen 
beim präventiv-polizeilichen Einsatz von 
Drohnen“, 2014, www.kriminalpolizei.de
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 Ermittlung und Strafverfol-
gung unterschieden werden. 

 < Einsatz aus präventiven 
Zwecken

Wie in der Einführung bespro-
chen, nutzt die Polizei unbe-
mannte Flugkörper vornehm-
lich zu präventiven Zwecken. 
Einige davon sollen nachfol-
gend erläutert werden. Was 
die einschlägigen Rechtsgrund-
lagen angeht, werden in die-
sem Aufsatz Vorschriften des 
Niedersächsischen Gesetzes 
über die öffentliche Sicherheit 
und Ordnung (Nds. SOG) stell-
vertretend für die inhaltsglei-
chen Regelungen anderer 
 Landespolizeigesetze herange-
zogen. Eine Besprechung der 
ebenfalls inhaltsgleichen Be-
fugnisse der Bundespolizei 
 erfolgt nicht. Auch wird nicht 
näher auf Landesdatenschutz-
gesetze eingegangen, weil die 
Regelungen in den Polizeige-
setzen vorrangig sind. 

Nur wenn kommunale Behör-
den außerhalb ihrer Ordnungs-
funktion tätig werden, zum 
Beispiel bei der Anfertigung 
von Luftaufnahmen zur Neube-
rechnung von An schluss gebüh-
ren17, müssten gegebenenfalls 
die Landes daten schutz gesetze 
als Ermächtigungsgrundlage 
herangezogen werden. 

 < Gefahrenabwehr im 
 öffentlichen Raum

Gemäß § 32 Abs. 3 Nds. SOG 
dürfen die Verwaltungsbehör-
den und die Polizei öffentlich 
zugängliche Orte mittels Bild-
übertragung offen beobach-
ten, wenn dies zur Erfüllung 
ihrer Aufgaben (Abwehr von 
Gefahren für die öffentliche 
Sicherheit und Ordnung) erfor-
derlich ist. Aber nur die Polizei 
kann die übertragenen Bilder 
auch aufzeichnen, wenn Tatsa-
chen die Annahme rechtferti-
gen, dass an den beobachteten 
Orten oder in deren unmittel-
barer Umgebung künftig Straf-

17 Vgl. Beitrag von RA Jens Ferner, „Drohnen 
– Einsatz durch die Gemeinde – zulässig?“, 
2010, www.ferner-alsdorf.de

taten von erheblicher Bedeu-
tung begangen werden oder 
wenn an besonders gefährde-
ten Objekten tatsächliche An-
haltspunkte die Annahme 
rechtfertigen, dass an oder in 
Objekten dieser Art terroristi-
sche Straftaten begangen wer-
den sollen. 

Mit Vorschriften dieser Art 
wird von vielen Landespolizei-
behörden die Überwachung 
von Kriminalitätsschwerpunk-
ten durch stationäre Video-
überwachungssysteme ge-
rechtfertigt. Der teilweise 
massive Einsatz von Videoka-
meras (insbesondere in der In-
nenstadt von Hannover) ist in 
der Vergangenheit auf Kritik 
bei Datenschützern und enga-
gierten Bürgern gestoßen. So 
wurde beispielsweise bemän-
gelt, dass für einen Passanten 
nicht immer erkennbar und 
nach vollziehbar ist, an welchen 
Örtlichkeiten eine Überwa-
chung stattfindet. Aufgrund 
einer entsprechenden Klage 
wurde der Polizei vom Verwal-
tungsgericht Hannover mit Ur-
teil vom 14. Juli 2011 verboten, 
öffentlich zugängliche Orte zu 
filmen, wenn dies nicht hinrei-
chend deutlich gekennzeichnet 
ist18. Die Polizei hat daraufhin 
an allen Kamerastandorten 
deutlich sichtbare Hinweis-
schilder angebracht und darü-
ber hinaus die Standorte und 
Erfassungsbereiche auch auf 
ihrer Webseite veröffentlicht. 

Soweit die Polizei Kriminali-
tätsschwerpunkte künftig 
auch durch Videodrohnen 
überwachen will, wird das Tat-
bestandsmerkmal der „offenen 
Beobachtung“ nicht so einfach 
zu erfüllen sein. Denn diese 
Fluggeräte zeichnen sich gera-
de dadurch aus, dass sie deut-
lich weniger wahrnehm bar 
sind als zum Beispiel ein Poli-
zeihelikopter. Inwieweit zu-
sätzliche Maßnahmen wie zum 
Beispiel Kenntlich machung der 
Drohnen durch Blinkzeichen 
oder vorherige Ankündigung in 
den Medien hier Abhilfe schaf-

18 Vgl. Entscheidung des VG Hannover vom 
14. Juli 2011, Az.: 10 A 5452/10

fen können, dürfte fraglich 
sein. Will man Aufklärungs-
drohnen künftig häufiger zur 
Überwachung von Kriminali-
tätsschwerpunkten einsetzen, 
wird man gegebenenfalls die 
Landespolizeigesetze entspre-
chend anpassen müssen. 

Dies könnte auch deshalb er-
forderlich sein, weil die Vor-
schriften zur Überwachung 
von Kriminalitätsschwerpunk-
ten in der Vergangenheit auch 
in anderen Bundesländern Ge-
genstand gerichtlicher Über-
prüfungen waren. Dabei kam 
es in erster Linie darauf an, ob 
die jeweiligen Vorschriften als 
Ermächtigungsgrundlage für 
den Einsatz von Videosyste-
men ausreichend sind. Dies 
wurde vom Bundesverwal-
tungsgericht in Bezug auf  
die Videoüberwachung der 
Reeper  bahn auf Grundlage des 
Hamburgischen Gesetzes über 
die Datenverarbeitung der Poli-
zei in einer Entscheidung vom 
25. Januar 2012 bejaht19. 

Auch der Verwaltungsgerichts-
hof Baden-Württemberg hatte 
die Regelungen in § 21 Abs. 3 
PolG BW über die Videoüber-
wachung für verfassungsge-
mäß gehalten, weil diese der 
gebote nen Normenklarheit 
und -bestimmtheit gerade 
noch gerecht werden20. Zum 
Einsatz von Video drohnen zur 
Überwachung von Kriminali-
tätsschwerpunkten gibt es der-
zeit noch keine einschlä gige 
Rechtsprechung. 

 < Überwachung öffentli­
cher Veranstaltungen 
(außerhalb Versamm­
lungsgesetz)

Gemäß § 32 Abs. 1 Nds.SOG 
kann die Polizei bei oder im Zu-
sammenhang mit öffentlichen 
Veranstaltungen oder An-
sammlungen, die nicht dem 
Versammlungsrecht unterlie-
gen, Bildauf nahmen sowie 
Bild- und Tonaufzeichnungen 

19 Vgl. BVerwG, Urteil vom 25. Januar 2012, 
6  C 9.11

20 Vgl. VGH-Baden Württemberg, Urteil vom 
21. Juli 2003, Az.: 1 S 377/02

über solche Personen anferti-
gen, bei denen Tat sachen die 
Annahme rechtfertigen, dass 
sie Straftaten oder nicht ge-
ringfügige Ordnungswidrig-
keiten begehen werden. Die 
Maßnahme darf auch durch-
geführt werden, wenn Dritte 
unver meidbar betroffen wer-
den. 

Mit dieser Vorschrift wird der 
Einsatz stationärer und mobiler 
Videokameras auf Groß veran-
staltungen wie zum Beispiel 
Jahrmärkten, Fanmeilen sowie 
Umzügen wie zum Beispiel 
Loveparade, Christopher Street 
Day, Karneval et cetera ge-
rechtfertigt. Denn auf solchen 
Veranstaltungen kommt es im-
mer wieder zu deliktischen 
Übergriffen durch Personen be-
ziehungsweise Personengrup-
pen, die der Polizei bereits be-
kannt sind. Dies trifft auch auf 
sportliche Großveranstaltun-
gen zu, bei denen durch Fan-
gruppen oder Hooligans regel-
mäßig Gewalttaten ausgelöst 
werden. Aus diesem Grund hat 
der Deutsche Fußballbund die 
Vereine der ersten bis dritten 
Fußballliga verpflichtet, in den 
Stadien Videoüberwachungs-
anlagen vorzuhalten. Während 
der Spiele werden diese Anla-
gen von der Polizei zur Gefah-
renabwehr genutzt. Darüber 
hinaus finden im Umfeld der 
Stadien häufig Überwachun-
gen durch mobile Geräte statt. 
Dabei hat die sächsische Polizei 
in den letzten Jahren soge-
nannte „Sensocopter“ zur 
Überwachung von Hooligans 
eingesetzt. Dabei stützt sich 
die sächsische Polizei als Er-
mächtigungsgrundlage auf 
§ 38 des Polizeigesetzes des 
Freistaates Sachsen, der den 
oben angegebenen Regelungen 
des Nds. SOG entspricht. 

 < Verdeckter Einsatz tech­
nischer Mittel bei län­
gerfristiger Observation 

Gemäß § 35 Nds. SOG kann die 
Polizei im Rahmen einer plan-
mäßig angelegten verdeckten 
Personenüberwachung durch 
den verdeckten Einsatz techni-
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scher Mittel Bildaufnahmen 
und -aufzeichnungen anferti-
gen, das nicht öffentlich gespro-
chene Wort abhören oder auf-
zeichnen sowie den jewei ligen 
Aufenthaltsort einer  Person be-
stimmen. Dies setzt voraus, 
dass Tatsachen die Annahme 
rechtfertigen, dass die beobach-
teten Personen Straftaten von 
erheblicher Bedeu tung begehen 
werden und dass die Verhütung 
dieser Straftaten auf andere 
Weise nicht möglich erscheint. 
Der Einsatz ist des Weiteren ge-
rechtfertigt, wenn die Abwehr 
einer gegenwärtigen Gefahr für 
Leib, Leben oder Freiheit einer 
Person nicht möglich erscheint 
und wenn der Einsatz für die 
Aufklärung des Sachverhaltes 
unerlässlich ist (vgl. § 34 Abs. 1 
Nds. SOG). Aufgrund der damit 
verbundenen massiven Grund-
rechtseingriffe bedürfen derar-
tige Maßnahmen jedoch einer 
zeitlich befristeten richterlichen 
Anordnung. 

Diese Vorschrift, die sich in-
haltsgleich in anderen Landes-
polizeigesetzes wiederfindet, 
gestattet der Polizei also auch 
die heimliche Überwachung 
ganz bestimmter Personen, 
wobei alle Arten von geeigne-
ten technischen Mitteln einge-
setzt werden können (zum Bei-
spiel Richtmikrofone, 
Teleob jektive, Mini-Kameras 
und Abhörgeräte). 

Es bedarf keiner besonderen 
Phantasie, dass hierzu künftig 
auch Videodrohnen zählen 
können. So gibt es bereits jetzt 
besonders kleine Fluggeräte im 
polizeilichen Einsatz (soge-
nannte „Fan copter“), die mit 
Mikrofonen, einer gesteuerten 
Zoomvideokamera sowie 
Infrarot-Wärmesen soren etc. 
ausgestattet sind und die auch 
in Häuser hineinfliegen kön-
nen. Es ist davon auszu gehen, 
dass von diesen Mitteln in Zu-
kunft häufiger von der Polizei 

Gebrauch gemacht wird. Kon-
krete Gerichtsentscheidungen 
über die Zulässigkeit derartiger 
Einsätze liegen noch nicht vor. 

 < Überwachung von 
 Versammlungen

Gemäß § 12 Abs. 2 des Nieder-
sächsischen Versammlungsge-
setzes kann die Polizei eine un-
übersichtliche Versammlung 
und ihr Umfeld mittels Bild- und 
Tonübertragungen offen beob-
achten, wenn dies zur Abwehr 
einer von der Versammlung aus-
gehenden Gefahr für die öffent-
liche Sicherheit oder Ordnung 
erforderlich ist. Sie kann zur Ab-
wehr erheblicher Gefahren für 
die öffentliche Sicherheit offen 
Bild- und  Tonaufzeichnungen 
von nicht bestimmten teilneh-
menden Personen (Übersichts-
aufzeichnung) anfertigen. 

Die Auswertung von Über-
sichtsaufzeichnungen mit dem 

Ziel der Identifizierung einer 
Person ist nur zulässig, um eine 
von dieser Person verursachte 
erhebliche Gefahr für die öf-
fentliche Sicherheit abzuweh-
ren. Für geschlossene Ver-
sammlungen gilt mit § 17 
NVersG eine analoge Regelung. 

Soweit einige Bundesländer 
noch kein eigenes Versamm-
lungsgesetz haben, wird der 
Einsatz von Videotechnik auf 
§ 12 a des Versammlungsge-
setzes des Bundes gestützt. 
Dort wird allerdings nicht zwi-
schen der Beobachtung (in 
Echtzeit) und der Aufzeichnung 
differenziert. Vielmehr ist dort 
ausschließlich von der Ferti-
gung von Bild- und Tonaufnah-
men von Teil nehmern bei oder 
im Zusammenhang mit öffent-
lichen Versammlungen die 
Rede. In Anbetracht der Tatsa-
che, dass durch solche Maß-
nahmen erheblich in die 
Grundrechte von Versamm- 23
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lungs teil neh mern aus Art. 5 
GG (Meinungsfreiheit) und 
Art. 8 GG (Versammlungsfrei-
heit) eingegriffen wird, hat sich 
die Rechtsprechung in der Ver-
gangenheit mehrfach mit de-
ren Zulässigkeit sowie mit der 
Verfassungsmäßigkeit der ein-
schlägigen Rechtsgrundlagen 
auseinandersetzen müssen. 

Denn nach Auffassung von Kri-
tikern wird die Überwachung 
häufig „anlasslos“ beziehungs-
weise „zur Ein schüchterung der 
Teilnehmer“ eingesetzt21. Dies 
wurde von einigen Verwal-
tungsgerichten auch bestätigt, 
die den Einsatz von Videoüber-
wachungsmaßnahmen bei be-
stimmten Ver samm lungen für 
unzulässig hielten. So entschied 
das VG Berlin in einem Urteil 
vom 5. Juli 2010, dass das Fil-
men einer Veranstaltung durch 
die Polizei ohne konkreten An-
lass verfassungs widrig ist.22 
Nach einer Entscheidung des 
OVG NRW vom 23. Novemnber 
2010 verstieß die massive 
Beobach tung einer friedlichen 
Versammlung von 40 bis 70 
Teilnehmern wegen der damit 
verbundenen Verunsicherung 
und Einschüchterung gegen  
die in Art. 8 GG garantierte 
 Ver sammlungsfrei heit.23 Nach 
einer Entscheidung des VG Göt-
tingen vom 11. Dezember 2013 
sind Übersichtsaufzeich nungen 
gemäß § 12 Abs. 2 Satz 2 
NVersG bei „übersichtlichen“ 
Versamm lungen nicht erfor-
derlich und damit rechtswid-
rig.24 

Schließlich hat das OVG Kob-
lenz Anfang 2015 entschieden, 
dass die Anfertigung von Über-
sichtsaufnahmen einer Ver-
sammlung rechtswidrig ist, 
wenn von dieser keine erhebli-
che Gefahr für die öffentliche 
Sicherheit oder Ordnung aus-
geht.25 Wer damit rechnen 
muss, dass die Teilnahme an 

21 Vgl. die Dokumentation von Bürgerrechtlern 
auf der Website www.wiki.freiheitsfoo.de

22 Vgl. VG Berlin, Urteil vom 5. Juli 2010, VG 1 
K 905.09

23 Vgl. OVG NRW, Urteil vom 23. November 
2010, 5 a 2288/09

24 Vgl. VG Göttingen, Urteil vom 11. Dezem-
ber 2013, 1 a 283/12

25 Vgl. OVG Koblenz, Urteil vom 5. Februar 
2015, 7 a 10683/14.OVG

einer Versammlung behördlich 
registriert wird und ihm da-
durch persönliche Risiken ent-
stehen könnten, werde nach 
Meinung des OVG möglicher-
weise auf die Ausübung seines 
Grundrechtes verzichten. Das 
Versammlungsgesetz des Bun-
des sähe keine Über sichts auf-
nahmen ohne Aufzeichnung 
vor und sei daher keine taugli-
che Ermächtigungsgrundlage. 

In Anbetracht dieser massiven 
Kritik dürfte der künftige Ein-
satz von Videodrohnen zur 
 An fertigung von Übersichts-
aufnahmen unter besonderer 
Beobachtung der Gerichte ste-
hen. Denn durch diese Flugob-
jekte könnten die Teilnehmer 
noch stärker eingeschüchtert 
werden. Nicht ohne Grund hat 
es bei den bisher bekannten 
Einsätzen von Videodrohnen 
bei poli tischen Versammlun-
gen heftige Proteste in der Öf-
fentlichkeit gegeben26. Dies hat 
dazu geführt, dass die Polizei in 
jüngerer Zeit auf den Einsatz 
dieser Mittel eher verzichtet. 
Rechtssicherheit wird wohl 
erst dann bestehen, wenn der 
Einsatz von Videodrohnen kon-
kret in den Versamm lungs- 
 beziehungsweise Polizeige-
setzen geregelt ist. 

 < Einsatz im Rahmen der 
Strafverfolgung

Auch bei der Aufklärung von 
Sachverhalten zum Zweck der 
Strafverfolgung werden von 
der Polizei mittlerweile Video-
drohnen eingesetzt. Entspre-
chende Ermächtigungsnormen 
lassen sich der Strafprozess-
ordnung entnehmen. 

 < Zu Zwecken der 
 Ermittlung

Gemäß § 161 StPO kann die 
Staatsanwaltschaft zur Erfor-
schung eines Sachverhaltes 
von allen Behörden Auskunft 
verlangen und Ermittlungen 
jeder Art entweder selbst vor-

26 So bei der Überwachung von Protestak-
tionen gegen den Castortransport zum 
Zwischenlager Gorleben (2010) und bei ein-
er Demonstration in Bad Nenndorf (2012)

nehmen oder durch die Behör-
den oder Beamten des Polizei-
dienstes vornehmen lassen. 

Nach der Generalklausel in 
§ 163 StPO haben die Behörden 
und Beamten des Polizeidiens-
tes Straftaten zu erforschen 
und alle keinen Aufschub ge-
stattenden Anordnungen zu 
treffen, um die Verdunkelung 
der Sache zu verhüten. Zu die-
sem Zweck sind sie unter an-
derem befugt, Ermittlungen 
jeder Art vorzunehmen, soweit 
nicht andere gesetzliche Vor-
schriften ihre Befugnisse be-
sonders regeln. 

Bei großzügiger Auslegung die-
ser Vorschriften lassen sich 
Drohneneinsätze jedenfalls 
dann rechtfertigen, wenn es 
um die Aufklärung von Tatorten 
beziehungsweise die fototech-
nische Dokumentation dersel-
ben geht, ohne dass dabei per-
sonenbezogene Daten erfasst 
werden. Auch die Aufspü rung 
von illegalem  Anbau von Dro-
genpflanzen (zum Beispiel Can-
nabis, Mohn et cetera) dürfte 
durch die oben angegebenen 
Generalklausel gedeckt sein. 
Gleiches gilt für die Beschaf-
fung von Infrastruk turinforma-
tionen und die Beschaffung 
oder Sicherung von Beweisen 
durch die Fertigung von 
Bildauf nahmen. 

Des Weiteren ist der Einsatz von 
Videodrohnen bei akuten bezie-
hungsweise schon eingetrete-
nen Gefah rensituationen wie 
Entführungen, Geiselnahmen, 
Verfolgungsjagden et cetera 
denkbar und dürfte in Zukunft 
häufiger erfolgen. Da es hier 
gleichermaßen um Prävention 
und Tataufklärung  gehen kann, 
dürften sowohl die Generalklau-
seln aus den Polizeigesetzen als 
auch die General klau seln aus 
der Strafprozessordnung ein-
schlägig sein. 

 < Einsatz zu Observations­
zwecken 

Analog zu den Polizeigesetzen 
dürfen auch nach der Strafpro-
zessordnung bestimmte tech-

nische Mittel für Observations-
zwecke verwendet werden, 
wenn die Erforschung des 
Sachver haltes oder die Ermitt-
lung des Aufenthaltsortes ei-
nes Beschuldigten auf andere 
Weise weniger erfolg verspre-
chend oder erschwert wäre 
(vgl. § 100 h Abs. 1 Nr. 2 StPO). 
Allerdings dürfen derartige 
Mittel ohne Wissen des Betrof-
fenen nur außerhalb von Woh-
nungen eingesetzt wer den. Die 
Strafverfolgungsbehörden nut-
zen bei ihren Tatermittlungen 
zum  Beipiel Nachtsichtgeräte, 
Wärmebild kameras, Richtmi-
krofone und auch Videokame-
ras, um den Beschuldigten auf 
die Spur zu kom men. Es ist 
 davon auszugehen, dass zu 
 diesem Zweck künftig auch 
vermehrt Videodrohnen einge-
setzt werden. Allerdings be-
darf es hierzu in der Regel ei-
ner Zustimmung durch das 
Ge richt, bei Gefahr im Verzug 
kann auch die Anordnung der 
Staatsanwaltschaft oder ihrer 
Ermitt lungspersonen eingeholt 
werden. 

 < Zusammenfassung

Auch und gerade im polizei-
lichen Einsatz werden Video-
drohnen in der Zukunft immer 
häufiger eine Rolle spielen.  
Die bestehenden Rechts-
grundlagen reichen jedoch 
nicht immer aus, alle Erschei-
nungsformen eines Einsatzes 
zu legitimieren. Dies betrifft 
beispielsweise das Erforder nis 
der „offenen“ Beobachtung, 
was bei einer Beobachtung 
aus der Luft mangels ent-
sprechen der Erkennbarkeit 
nicht immer sichergestellt  
ist. Insofern dürfte es hier 
 gesetzgeberischen Nachhol-
bedarf geben. Auch muss 
beim polizeilichen Einsatz  
von Videodrohnen aufgrund 
der damit verbundenen 
Grundrechtseingriffe stets  
der Grundsatz der Verhältnis-
mäßigkeit beachtet werden. 
Der Nützlichkeit derartiger 
technischer Mittel bei der Ab-
wehr, Aufklärung und Verfol-
gung von Straftaten tut dies 
jedoch keinen Abbruch. 
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